
Antrag G.22: Sozialabbau bekämpfen. In den Kommunen 
beginnen!
Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Der Parteitag möge beschließen:

 1 Sozialabbau bekämpfen. In den Kommunen beginnen!

 2 Für ein sozialistisches Programm gegen kommunale Kürzungen, Sozialabbau und die Krise 
 3 des Kapitalismus

 4 Die Abwälzung der Krisenlasten auf die arbeitende Bevölkerung durch kommunale
 5 Kürzungen hat bereits dramatische Ausmaße angenommen. Erhöhung von Kitagebühren und
 6 fast aller anderer Gebühren, Erhöhung der Fahrpreise im Öffentlichen Nahverkehr,
 7 Einschränkungen im Angebot des ÖPNVs, Stellenstreichungen bei den Kommunen,
 8 Schließung von Schwimmbädern, sozialer und Kultureinrichtungen.

 9 In vielen Kommunen wurden inzwischen Haushaltssperren verhängt und drohen verhängt zu
 10 werden. Weitere Kürzungen sind angekündigt. Deshalb muss dringend Widerstand in den
 11 Kommunen aufgebaut und landes- und bundesweit vernetzt werden. Widerstandbündnisse
 12 gegen kommunale Kürzungen werden auch eine wichtige Rolle dabei spielen können die zu
 13 erwartenden harten Angriffe von seiten der Bundes- und Landesregierung zu bekämpfen.

 14 Dazu will Die Linke folgenden Beitrag leisten:
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Aufbau von Widerstandsbündnissen in den Kommunen von Gewerkschaften,
Personalräten, Betriebsgruppen, Organisationen von geflüchteten, migrantischen,
behinderten Menschen, Mieterinitiativen, Wohlfahrtsverbänden, freien Trägern,
Elterninitiativen, Sportvereinen, Dabei können unsere Gemeinderäte eine wichtige
Rolle spielen, die Initiative dafür zu ergreifen diese Organisationen
zusammenzubringen indem sie sie zu einer Versammlung ins Rathaus einladen, bei
dem von den Auswirkungen der Kürzungen berichtet wird und ein breites
parteiunabhängiges Widerstandsbündnis aufgebaut wird

Die Gewerkschaften auffordern einen zentralen Beitrag zu leisten, den Kampf
gegen kommunale und Kürzungen von Landes- und Bundesregierung auf der Straße und
in den Betrieben zu führen und ihn mit dem Kampf gegen drohende Angriffe von
Landes- und Bundesregierung zu verbinden.

Regelmäßige Bündnistreffen zum Informationsaustausch und zur Planung und
Organisierung von Protest- und Widerstandsaktionen mitorganisieren

Auf kommunaler, Landes- und Bundesebene offene Konferenzen zum Widerstand gegen
Kürzungen zu organisieren

Die Linke bringt einen Flyer heraus in dem sie alle geplanten Kürzungen und
Gebührenerhöhungen ablehnt und erklärt, dass die Unterfinanzierung der Kommunen
und die aktuellen Kürzungen ihre Ursache in der Krise des Kapitalismus haben.
Ausdruck dieser Krise sind auch gigantische Rüstungsausgaben und Milliarden für
zerstörerische Großprojekte Wir lehnen alle Kürzungen und Gebührenerhöhungen,
die die Masse der Bevölkerung treffen ab. Wir konfrontieren die Politik des
Sozialabbaus mit unseren Forderungen für kostenlose Kitas, kostenlosem und gutem
Mittagessen in den Kitas und Schulen, kostenlosem ÖPNV, Erhalt aller
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Krankenhäuser, mehr Geld für Soziales, Bildung, Gesundheitsversorgung, ÖPNV.
Spekulativer Leerstand bei Wohnungen und Büros muss für Wohnzwecke und soziale
Infrastruktur beschlagnahmt und enteignet werden. Zur Finanzierung von
Verbesserungen fordern wir eine Erhöhung der Gewerbesteuer in den Kommunen, Stop
der Zinszahlungen an die Banken, die Einführung einer Vermögenssteuer für die
Superreichen, eine hohe Erbschaftssteuer auf hohe Vermögen, Eintreibung der
durch Cum-Cum und Cum-Ex geklauten Steuergelder, die Schließung von Steueroasen
und Bekämpfung von Steuerhinterziehung, radikale Abrüstung, Schluss mit
zerstörerischem Ausbau von Straßen und Autobahnen, Überführung der Banken und
Konzerne in Gemeineigentum und eine demokratisch nach den Bedürfnissen geplante
Wirtschaft und Gesellschaft.

Stadträte von Die Linke stimmen für keine Stellenstreichungen, Kürzungen oder
Gebührenerhöhungen, die die Masse der Bevölkerung treffen. Wir stimmen auch
keinem kleineren Übel zu um angeblich ein größeres zu verhindern. Eine
Zusammenarbeit mit pro-kapitalistischen Parteien für kapitalistisches
Krisenmanagement wird auch auf kommunaler Ebene abgelehnt. Wir stimmen keinem
städtischen Haushalt zu, weil es in keiner Stadt einen Haushalt geben wird, der
unseren Vorstellungen und unseren Positionen entspricht. Unsere Gemeinde-,
Kreis- und Regionalräte sind aufgefordert gegen pro-kapitalistische Haushalte zu
stimmen und dies öffentlich zu machen und öffentlich zu begründen.

Wir beugen uns nicht den Sachzwängen leerer Kassen oder dem haushälterischen
Machbaren, sondern gehen aus von den Bedarfen der Mehrheit der Bevölkerung und
des Klimas (sorgende Städte, Klimaneutralität, Barrierefreiheit, Inklusion,
kostenlose Mobilität, bezahlbare Wohnungen, Gesundheitsversorgung….)

Wir erklären, dass die Bürgerhaushalte, dort wo es sie gibt,
Alibiveranstaltungen sind und fordern eine demokratische Aufstellung des
städtischen Haushalts in dem die Bedarfe durch eine Konferenz von Vertreterinnen
aus allen Bereichen zusammenkommen und ihre Bedarfe anmelden und auf dieser
Grundlage ein durch die Stadtbevölkerung demokratisch entwickelter Haushalt
verabschiedet wird, der ohne Rücksicht auf Einschränkungen durch
Regierungspräsidien umgesetzt und demokratisch kontrolliert werden muss. Nur so
kann kommunale Selbstbestimmung und Demokratie verwirklicht werden.

Begründung

Die Kommunen waren in der Vergangenheit bereits unterfinanziert und werden es aufgrund der 
rezessionsbedingten Einbrüche bei der Gewerbe- und Einkommenssteuer noch mehr.

Der steigende Reichtum der Vermögenden und die Pleite der Kommunen sind zwei Seiten einer 
Medaille.

Die Unterfinanzierung der Kommunen sind Teil der Umverteilungspolitik von unten nach oben und 
die Logik des Kapitalismus ist. Deshalb führen wir den Kampf gegen kommunale Kürzungen und für 
eine bessere öffentliche Daseinsvorsorge mit dem Ziel den Kapitalismus abzuschaffen und eine 
sozialistische Demokratie zu erkämpfen. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die Überführung 
der Banken und Konzerne in Gemeineigentum und die Nutzung ihrer Ressourcen im Interesse der 
Beschäftigten und der Gesellschaft, statt für Profitproduktion und private Aneignung durch eine 
kleine Minderheit von Kapitalisten. Die Banken ziehen aus den Schulden der öffentlichen Haushalte 



jährlich zwischen 30 und 40 Milliarden Euro Profit. Dies muss durch Überführung der Banken in 
Gemeineigentum unter demokratischer Verwaltung und Kontrolle beendet werden.

Wir erklären, dass es notwendig ist, dass die Gewerkschaften konsequent die Interessen der 
arbeitenden Klasse vertreten und gegen Kürzungen durch Kommunen, Länder und Bund ihre 
Kampfkraft in die Waagschale werfen und dabei notfalls auch das Mittel Streik einsetzen müssen. Wir 
tragen den Kampf gegen kommunale Kürzungen deshalb in die Betriebe und Gewerkschaften.

Wir nutzen unsere Mandate in den Gemeinde-, Kreis- und Regionalräten um in diesem Sinne 
öffentlichkeitswirksam die Verwaltung, Bürgermeister und anderen Parteien für ihre Kürzungspolitik 
anzugreifen und das Bündnis gegen Kürzungen zu unterstützen und zur Beteiligung aufzurufen.

Wir erklären, dass der außerparlamentarische aller von Kürzungen Betroffenen- egal welches 
Geschlecht, welche Hautfarbe, welchen Pass, welche Religion, welche sexuelle Orientierung, welche 
Behinderung eine Waffe im Kampf gegen AfD und Neonazis ist.

Ein Kampf gegen kommunale Kürzungen kann die Linke enorm stärken und weiter in den Stadtteilen 
und Betrieben verankern. Beim Zusammenkommen eines parteiunabhängigen 
Widerstandsbündnisses verstecken wir uns nicht hinter dem Bündnis, sondern treten selbstbewusst 
als Linke auf. Wir werben Menschen mit denen wir im Kampf gegen kommunale Kürzungen 
zusammenarbeiten und kennen lernen für Die Linke.

Eine offensive Kampagne gegen kommunale Kürzungen, in der die Linke eine zentrale Rolle spielt 
und mit einem antikapitalistischen sozialistischen Profil auftritt ist die beste Vorbereitung auf den 
Widerstand die von der Bundes- und Landesregierung zu erwarten sind.




